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§ 1 Einleitung 

„The commercial possibilities are endless for finding an acceptable solu-
tion“1. In diesem kurzen Satz bringt Ward LJ eine Problematik im Bereich 
des Gewährleistungsrechts deutlich zum Ausdruck: eine als endlos be-
zeichnete Auswahl an möglichen Lösungsansätzen und -strukturen als 
Antwort auf das Rechtsproblem einer vertragswidrigen bzw. mangelhaften 
Ware. Die Betonung der vertraglich verankerten Lösungen in Verträgen 
zwischen Unternehmern legt es zudem nahe, Rücksicht auf die Interessen 
der Vertragsparteien bei der Auswahl des einschlägigen Gewährleistungs-
rechts (z. B. Nacherfüllung, Vertragsbeendigung usw.) und dessen Form 
bei der Vertragsgestaltung zu nehmen. Die umfangreichen Auswahlmög-
lichkeiten bieten sowohl gesetzlichen als auch vertraglichen Spielraum für 
eine sach- und parteigerechte Beilegung des Rechtsstreits. Sie sind jedoch 
mit einem erheblichen Nachteil belastet, was die Gestaltung von gesetzli-
chen Vorschriften anbelangt. Die Vielfalt der Lösungsansätze und 
-strukturen erschwert eine Einheitslösung, die jeder erdenklichen Fall-
konstellation gerecht wird. Das ist ein wesentliches Hindernis für den je-
weiligen nationalen Gesetzgeber, der sich schon aus Gründen der Rechts-
sicherheit klar positionieren muss. Neue rechtliche, politische und gesell-
schaftliche Entwicklungen führen zu neuen Fallkonstellationen und Inte-
ressenabwägungen. Justierungen, Neuordnungen oder Innovationen beste-
hender Lösungsansätze (für ein gleichgebliebenes Ausgangsproblem) 
können erforderlich werden. Die Auswahl an Lösungen umfasst daher 
nicht nur die noch zu entdeckenden bzw. zu schaffenden Lösungen, son-
dern auch die Neuausrichtung der bisherigen Ansätze. 

Das gegenwärtige englische Recht verstärkt diese Ausgangsproblematik 
der Vielfalt an denkbaren Lösungsansätzen und -strukturen, da die ent-
sprechenden rechtliche Regelungen in ungeschriebenen Grundsätzen des 
Common Law, in verschiedenen geschriebenen Regelwerken, wie dem 
Sale of Goods Act 1979, und innerhalb eines einzelnen Regelwerks zer-
streut sind. 

____________________ 

1  Egan v Motor Services (Bath) Ltd. [2007] EWCA Civ 1002, Rn. 50 (Ward LJ). 
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A. Gegenstand der Untersuchung  

Vor über 200 Jahren fasste Ellenborough LJ das Erfordernis von Gewähr-
leistungsrechten des Sachleistungsempfängers wegen mangelhafter Waren 
prägnant zusammen: „The purchaser cannot be supposed to buy goods to 
lay them on a dunghill“2. In dieser Begründung ist aber das erwähnte Lö-
sungsdilemma schon enthalten. Innerhalb der endlosen Modalitäten be-
zeichnet im allgemeinen englischen Warenrecht der Schlüsselbegriff 
„right to reject“ den Kern der Rechte des Sachleistungsempfängers wegen 
einer vertragswidrigen Ware.3 Durch den Consumer Rights Act 2015 ent-
hält das herkömmliche englische Gewährleistungsrecht nicht nur einen 
neuen gesetzlichen Rahmen, sondern auch verbraucherbezogene Variatio-
nen. Der Consumer Rights Act 2015 ist jedoch weder eine Konsolidierung 
noch eine Kodifizierung sämtlicher einschlägiger Regelungen. Er besteht 
neben den allgemeinen aber ungeschriebenen Common Law-Grundsätzen 
und geschriebenen Vorschriften in anderen Regelwerken. 

Der Fokus der vorliegenden Studie liegt auf einer gesetzlich vorgesehe-
nen Abhilfe im Bereich des Verbrauchergewährleistungsrechts. Das right 
to reject ist zwar ein Gewährleistungsrecht des Sachleistungsempfängers 
nach englischem Recht. Jedoch prägt und verkörpert die Verbrauchsgüter-
kauf-RL in ihrer Eigenschaft und Funktion als ein europarechtliches Sys-
tem (in materiell-rechtlicher und struktureller Hinsicht) die Gewährleis-
tungsrechte bei Verbrauchsgüterkäufen. Obwohl die Verbrauchsgüterkauf-
RL ein right to reject nicht ausdrücklich enthält, ist fraglich, inwiefern eu-
roparechtliche Regelungen und Strukturen ein herkömmliches Instrument 
des nationalen Rechts verändern können oder sogar müssen, um europa-
rechtliche Ansätze, die dem nationalen Recht fremd sind, in das nationale 
Recht zu integrieren. Gerade das Verbraucherrecht hält hierbei besondere 
Schwierigkeiten bereit, indem Ansätze innerhalb dieses Rechtsbereichs 
einer nationalen aber auch einer supranationalen politisch-motivierten 
Fortentwicklung unterliegen können, die eine Abweichung von herkömm-
lichen Rechtsgrundsätze vorsieht.4 Dieser rechtliche Schmelztiegel führt 
dazu, dass das right to reject des Verbrauchers im Consumer Rights Act 

____________________ 

2  Gardiner v Gray (1815) 4 Camp 145. 
3  Vgl. Howells/Twigg-Flesner, Consolidation and Simplification of UK Con-

sumer Law (2010), Rn. 5.3. 
4  Reich, Diverse Approaches to Consumer Protection Philosophy, JCP 1992, 

257.  
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2015 nur im engeren Sinne Gegenstand der vorliegenden Studie ist. Um 
die Konturen und die Dogmatik des right to reject im Allgemeinen erken-
nen zu können, berücksichtigt die vorliegende Untersuchung des right to 
reject eines Verbrauchers nicht nur die entsprechenden Regelungen des 
europäischen Gewährleistungsrechts, sondern erstreckt sich auch auf wei-
tere Rechtsmaterien. 

B. Ziele der Untersuchung  

Ausgehend von der genannten Äußerung Ward LJ’s ist nicht von einer 
„Einheitslösung“ auszugehen, wenn vom Problem der vertragswidrigen 
bzw. mangelhaften Waren die Rede ist. Ziel dieser Arbeit kann und soll es 
daher nicht sein, die eine rechtliche Antwort schlechthin für dieses allge-
meine Problem zu finden. Das right to reject, wie es sich innerhalb des 
Systems der Gewährleistungsrechte im Consumer Rights Act 2015 findet, 
stellt eine mögliche Lösung dar. Ein Ziel der Untersuchung ist dement-
sprechend die Bedeutung des right to reject im Consumer Rights Act 2015 
für das breitere Verständnis von Gewährleistungsrechten herauszustellen. 
Überdies soll der Beitrag dieses Lösungsansatzes für die weitere Syste-
mentwicklung kritisch beleuchtet werden.   

Die Einflüsse des europäischen Rechts auf das nationale Recht können 
sich auf die Ausgestaltung und Struktur von nationalen Instrumenten er-
strecken, die aber nicht unmittelbar im Rahmen des europäischen Rechts-
akts vorgesehen sind. Unter Berücksichtigung der zugrunde liegenden all-
gemeinen aber zersplitterten Rechtsgrundsätze auf nationaler und suprana-
tionaler Ebene ist der Erkenntnisgewinn aus der Untersuchung des right to 
reject nicht lediglich auf den Rahmen des englischen Rechts beschränkt. 
Vielmehr zielt die Untersuchung über die Analyse des nationalen Systems 
hinaus auch darauf, einen Beitrag zur Fortentwicklung, Verbesserung und 
zum vertieften Verständnis des europäischen Vertragsrechts zu leisten.  

I. Bestimmung der Funktion 

Das right to reject im englischen Recht gilt als das zentrale Gewährleis-
tungsrecht des Sachleistungsempfängers. Obwohl das Instrument mit einer 
Rückerstattung der Gegenleistung als Rechtsfolge verbunden ist, besteht 
grundsätzliche Uneinigkeit im Hinblick auf seine spezifische dogmatische 
Natur und seine Funktion als Gewährleistungsrecht. Die Untersuchung des 
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right to reject zielt daher darauf ab, seine Funktion im Allgemeinen und 
dessen systematische Einordnung im Rahmen eines Warenvertrags im Be-
sonderen festzustellen. Die Präzisierung der genauen Funktion des right to 
reject ermöglicht aus methodischer Sicht ein weiteres Ziel: die Erläuterung 
der übergreifenden Bedeutung des right to reject gegenüber den europa-
rechtlich verwurzelten Gewährleistungsrechten im Consumer Rights Act 
2015. Die Analyse des einzelnen Instruments bietet daher einen Aus-
gangspunkt, um die Struktur von Gewährleistungsrechten über deren 
rechtliche Wirkung hinaus festzustellen. Obwohl das Erkenntnisinteresse 
der Untersuchung primär den Bereich der Gewährleistungsrechte betrifft, 
dienen die daraus gewonnenen Kenntnisse ferner dazu, die genaue dogma-
tische Funktion der weiteren Rechtsmaterie der Widerrufsrechte des Ver-
brauchers zu erkennen und diese Rechte von Gewährleistungsabhilfen ab-
zugrenzen. 

II. Systematik der Gewährleistungsrechte 

Im Bereich des Gewährleistungsrechts richtet sich das Schutzniveau nicht 
nur nach der dem Gläubiger zur Verfügung stehenden Abhilfen. Vielmehr 
können die Bedingungen der einzelnen Abhilfe aber auch die Struktur der 
Abhilfen den vertraglichen Interessen der jeweiligen Vertragspartei ange-
passt werden. Zum einen lässt sich den Umfang des Schutzes durch die 
Systematik und Voraussetzungen der Gewährleistungsabhilfen bestim-
men. Zum anderen können die Systematik und Voraussetzungen auf die 
Leistungspflichten des Sachleistungsempfängers auswirken. Obwohl ver-
schiedene Lösungsansätze möglich sind, liegt ein Ziel der Untersuchung 
zunächst darin, anhand des right to reject das Verhältnis zwischen der Sys-
tematik der Gewährleistungsrechte und bestimmte Leistungspflichten des 
Sachleistungsempfängers festzustellen. Dadurch soll ein Verständnis für 
die Schwerpunktsetzung innerhalb des Systems der Gewährleistungsrechte 
und dessen Weiterentwicklung über den englischen und europäischen 
Rahmen hinaus geschaffen werden. Diese Einteilung bietet einen weiteren 
Vorteil. Die Struktur der Gewährleistungsrechte kann auf diese Weise auf 
die verschiedenen Typen von Vertragsarten, -gegenständen und -parteien 
übertragen werden, eine Systematisierung ganz allgemein unterstützen 
und die weitere Entwicklung dieses Rechtsbereichs positiv beeinflussen. 
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III. Zirkulation der Innovationen 

Das System der Gewährleistungsrechte im Consumer Rights Act 2015 
setzt die zugrunde liegenden europarechtlichen Bestimmungen der Ver-
brauchsgüterkauf-RL 1999/44/EG in das englische Recht erneut um. Im 
Jahr 2002 leitete die erste Umsetzung dieser Richtlinie eine „Europäisie-
rung“ des englischen Verbrauchergewährleistungsrechts ein, indem dieses 
an die europäischen Vorgaben angeglichen wurde. Fraglich ist allerdings, 
inwiefern diese erneute Umsetzung einer europäischen Richtlinie mit einer 
vertieften „Europäisierung“ verbunden ist. In diesem Zusammenhang 
kann das nationale Recht zumindest dazu dienen, als „legal laboratory“ 
für die künftige Entwicklung des europäischen Rechts zu agieren. Ent-
wicklungen und innovative Ansätze auf nationaler Ebene zu identifizieren, 
ist daher für die Entwicklung auf europäischer Ebene besonders ergiebig. 
Eine Besonderheit des Consumer Rights Act 2015 besteht darin, dass er 
als eine erneute Umsetzung bestimmter europäischer Regelungsansätze 
gilt. Die Betrachtung dieser „Neuumsetzung“ anhand der gesammelten 
Erfahrungen, neuen Entwicklungen und Interessenslagen lässt daher nicht 
nur einen möglichen Änderungsbedarf erkennen, sondern betont auch die 
zugrunde liegenden europarechtlichen Bestimmungen innerhalb einer Ge-
setzesreform.  

Ein weiteres Ziel der Studie liegt dementsprechend in der Betrachtung 
des Grades einer Verschmelzung von europarechtlichen und nationalrecht-
lichen Ansätzen, um hybride Ansätze aufzuzeichnen. Die Innovationen 
des englischen Verbraucherrechts aufgrund der erneuten Umsetzung der 
Verbrauchsgüterkauf-RL können zur weiteren Entwicklung des europäi-
schen Verbraucherrechts beitragen. Insofern können die wechselseitigen 
Einflüsse zu einer Zirkulation der Innovationen auf nationaler und supra-
nationaler Ebene führen, die für die Fortentwicklung des Rechts förderlich 
ist.  

IV. Praxisrelevante Erläuterung 

Nach den Bestimmungen im Internationalen Privatrecht der Europäischen 
Union (Art. 6 Abs. 2 Rom I-VO) darf eine Rechtswahl den durch zwin-
gende nationalrechtliche Vorschriften gewährten Verbraucherschutz nicht 
herabsetzen. Einem Verbraucher mit gewöhnlichem Aufenthalt im Verei-
nigten Königreich stehen daher auch bei einem grenzüberschreitenden 
Warenvertrag ein right to reject sowie die sonstigen Gewährleistungs-
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rechte des Consumer Rights Act 2015 zu. Die Anwendung der Regelun-
gen des Consumer Rights Act 2015 bleibt dementsprechend nicht aus-
schließ innerhalb des innerstaatlichen Rahmens. Eine Erläuterung und kri-
tische Betrachtung der materiell-rechtlichen Vorschriften zum right to re-
ject ist von hoher Bedeutung für die Rechtspraxis, zumal aus deutscher 
Sicht die Abhilfe eines right to reject im Consumer Rights Act 2015 sich 
erheblich vom deutschen Gewährleistungsrecht abweicht. Die vorliegende 
Untersuchung zielt darauf ab, eine bisherige Lücke der aktuellen Rechtsli-
teratur zur praktischen Anwendung und eventuellen Problembereiche des 
komplexen Systems der Gewährleistungsrechte des Consumer Rights Act 
2015 zu schließen.  

C. Struktur der Untersuchung 

Das right to reject gilt im englischen Recht als herkömmliches Gewähr-
leistungsrecht, das unabhängig ist von einer Klassifizierung des Sachleis-
tungsempfängers als „Verbraucher“. Bevor sich die Untersuchung dem 
right to reject des Verbrauchers zuwenden kann, ist zunächst eine Analyse 
des Instruments im Allgemeinen erforderlich, um den Begriff, die dogma-
tische Natur und die grundlegenden Voraussetzungen sowie Wirkungen zu 
bestimmen (§ 2).  

Die Verbrauchsgüterkauf-RL sieht eine Reihe von Vorschriften über 
Gewährleistungsrechte eines Verbrauchers vor. Insofern prägen europäi-
sche Vorgaben die Gewährleistungsrechte des Verbrauchers im Consumer 
Rights Act 2015. Unter Rückgriff auf die in § 2 gewonnenen Erkenntnisse 
zum right to reject ist daher zu fragen, ob speziell in der Verbrauchsgüter-
kauf-RL und auch in benachbarten Rechtsgebieten des acquis commun-
autaire Eigenschaften des right to reject innerhalb der Struktur der Ge-
währleistungsrechte auf europäischer Ebene sich erkennen lassen (§ 3). 

Der Consumer Rights Act 2015 führt einen separaten gesetzlichen 
Rahmen für die Regelung bestimmter Bereiche des Verbraucherrechts ein. 
Der Consumer Rights Act 2015 führt einen separaten gesetzlichen Rah-
men für die Regelung bestimmter Bereiche des Verbraucherrechts ein, 
insbesondere das Gewährleistungsrecht. Vor der Erörterung der materiell-
rechtlichen Vorschriften sind daher zum einen zunächst die Entstehungs-
geschichte und der Hintergrund des Gewährleistungsrecht im Consumer 
Rights Act 2015 zu untersuchen und ist zum anderen zu erläutern, warum 
vor allem das right to reject des Verbrauchers als reformbedürftig galt 
(§ 4). 
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Anders als das Instrument des right to reject, das außerhalb von Ver-
braucherverträgen gilt, enthält der Consumer Rights Act 2015 drei ver-
schiedene Varianten: Das right to reject, das short term right to reject und 
das final right to reject. Die Unterschiede zwischen den verschiedenen 
Formen erfordern eine separate Betrachtung des jeweiligen Instruments 
(§§ 4–6), um einerseits die systematische Analyse der jeweiligen Vor-
schriften deutlich voneinander abzugrenzen und dadurch die Orientierung 
innerhalb der komplexen Rechtslage zu erleichtern. Andererseits ist für 
die Hypothese eines strukturierten Systems der Gewährleistungsrechte an-
hand der dogmatischen Natur des right to reject eine Analyse der systema-
tischen Eingliederung der unterschiedlichen Ausgestaltungen des right to 
reject erforderlich.  

Auf den ersten Blick richtet eine Untersuchung des right to reject im 
Consumer Rights Act 2015 eng auf die Gestaltung eines Instruments in 
einem für bestimmte Verträge geltenden Regelwerk in einem EU-
Mitgliedstaat. Die Betrachtung der genauen Funktionen eines Instruments, 
dessen systematische Einordnung und Innovationen unter Berücksichti-
gung des europäischen Rechts erweitert aber die rechtlichen Horizonte 
insgesamt, indem der Erkenntnisgewinn über den nationalen Rahmen hin-
ausgeht. Die Beiträge der gewonnenen Erkenntnisse zur Fortentwicklung 
des nationalen sowie europäischen Vertrags- und Gewährleistungsrechts 
sind Gegenstand des Schlusskapitels (§ 7). 
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§ 2 Nationalrechtliche Grundlage 

Laut Reynolds kann ein Gesetzgeber für den besonderen Zweck des Ver-
braucherschutzes einerseits neue Regelungen schaffen, andererseits tradi-
tionelle Ansätze und Prinzipien dem Zweck anpassen.1 In Bezug auf das 
Instrument des right to reject im Consumer Rights Act 2015 ist nicht ohne 
eine vertiefte Betrachtung anzunehmen, dass die bloße fortlaufende Ver-
wendung der Schlüsselbezeichnung nur eine Anpassung des Instruments 
an Interessen des Verbrauchers darstellt. Die Einordnung des right to re-
ject als ein vollkommen neues Instrument des Verbraucherschutzes oder 
als eine tatsächliche Fortentwicklung des herkömmlichen englischen 
Rechts setzt zunächst eine Bestimmung der dogmatischen Konstruktion 
voraus, die dem Begriff right to reject (A.) unterliegt. Anhand einer Unter-
suchung der vertragsrechtlichen (B.) und bereicherungsrechtlichen (C.) 
Grundlage des right to reject im herkömmlichen nationalen Recht können 
die einzelnen Voraussetzungen und Wirkungen ermittelt werden, um eine 
Gesamtbetrachtung dieses Rechts und die Ausgangsposition für die ver-
tieften Untersuchungen in den Kapiteln 3–6 zu ermöglichen. 

A. Begriff 

I. Einführung 

„[B]ut because William found the said fish corrupt and fetid, he refused to accept 
it and wholly rejected it and remised it into the hands of Hamon…“.2  

Obwohl sich die rechtlichen Grundsätze und rechtsdogmatischen Stand-
punkte (rechtlichen Grundsätze und rechtsdogmatische Standpunkten in 

____________________ 

1  Vgl. Reynolds, The applicability of general rules of private law to consumer 
disputes, in: Andermann (Hg.), Law and the weaker party – the English experi-
ence Vol. II, 1982, 97 f.  

2  „Set quia idem Wilhelmus dictum piscem putridum et fetidum invenit, noluit 
illum accipere set illum omnino reliquid [sic] et in manibus predicti Hamonis 
dimisit…“ Fair Court of St. Ives, 29 May 1291, abgedruckt und übersetzt in 
Seldon Society, Select Cases of the Law Merchant, Vol. I, 1908, S. 50. 
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diesem Zusammenhang erst im Laufe der nachfolgenden Jahrhunderte 
herauskristallisierten,3 verkörpert diese kurze Passage eine begriffliche 
Problematik, deren Geltung im 21. Jahrhundert weiterhin Bestand hat: Die 
Bedeutung des Wortes reject und dementsprechend der Charakter des right 
to reject. Diese Bezeichnung eines bestimmten Gewährleistungsrechts im 
englischen Recht gilt als feststehender Begriff sowie eine Bastion des 
Schutzes des Sachleistungsempfängers. Trotzdem besteht Uneinigkeit im 
wissenschaftlichen Diskurs und Rechtsprechung darüber, welche rechtli-
chen Wirkungen mit reject verknüpft sind.  

Im allgemeinen Sprachgebrauch drückt das Wort reject eine Ableh-
nungshandlung aus. Das begriffliche Gegenstück betrifft daher eine Hand-
lung, die eine Annahme bzw. acceptance verkörpert. Schon seit der 
Rechtsprechung des 13. Jahrhunderts wird rejection in Warenverträgen als 
der Gegensatz zur acceptance einer Ware verwendet.4 Als Wortpaar fin-
den sich die Begriffe aber auch in der modernen Rechtssprache, z. B. ac-
ceptance bzw. rejection eines Angebots oder von Vertragsbedingungen.5 
Vorschriften mit ähnlicher Wiedergabe dieser zwei gegensätzlichen Hand-
lungen sind auch im Sale of Goods Act 1979 vorhanden.6 Dieses zentrale 
Regelwerk enthält insgesamt 25 Belegstellen für reject bzw. rejection; es 
besteht ein verschwommenes Bild über die genaue Auslegung des Begriffs 
in jenem Zusammenhang.7 Dieser Unklarheit liegt der Einteilung von Ver-
tragsbedingungen in conditions oder warranties im Sale of Goods Act 
1893 bzw. 1979 zugrunde, die zugunsten einer einheitlichen Begrifflich-
keit die frühere dogmatische Grundlage einer Trennung zwischen Nicht- 
und Schlechtleistung aufhob.8 Durch die Verwendung der Begriffe reject 

____________________ 

3  Siehe beispielsweise Baker, An Introduction to English Legal History, 4. Aufl., 
2002, S. 331 ff.; Fifoot, History and Sources of the Common Law, 1949, 
S. 339 f.; Hamilton, The Ancient Maxim Caveat Emptor, YLJ 1930–31, 1159 
ff.; Honnold, Buyer’s Right of Rejection: A Study in the Impact of Codifica-
tion upon a Commercial Problem, U.Pa.L.Rev. 1949, 458; Milsom, Sale of 
goods in the Fifteenth Century, LQR 1961, 278 ff. 

4  Siehe dazu Hamilton, The ancient maxim caveat emptor, YLJ 1930–31, 1160. 
5  Siehe Clive, Time to Reflect on the Right to Reject, 132 f.  
6  Siehe z. B. s 18 Rule 4 lit. b, s 30 Abs. 2 SGA 1979.  
7  Vgl. Clive, Time to Reflect on the Right to Reject, 135 ff.; siehe auch Dastis, 

Das Rücktrittsrecht des Käufers im Europäischen Privatrecht, 2017, S. 141.  
8  Dazu Bridge, Discharge for Breach of the Contract of Sale of Goods, McGill 

Law Journal, 884; Stoljar, Doctrine of Failure of Consideration, LQR 1959, 76 
(n 25).  


